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vorwort

In der biologisch-medizinischen forschung ist der Nutzen 

von humanen embryonalen Stammzellen weitgehend un-

bestritten. auch wenn sie nicht direkt zu therapeutischen 

zwecken in der medizin verwendet werden, tragen sie zu  

einem besseren verständnis der zellentwicklung bei, das 

zumindest indirekt in der medizin anwendung findet. Schon 

heute fließt das know-how, das an humanen embryonalen 

Stammzellen gewonnen wird, in viele andere forschungs-

gebiete ein, u.a. auch in die anwendungsorientierte for-

schung mit adulten Stammzellen. Eine strikte trennung der 

„guten” adulten Stammzellforschung und der „schlechten” 

embryonalen Stammzellforschung ist nicht möglich. aus 

Sicht der wissenschaft generieren beide Bereiche nützliche 

Ergebnisse. Beide forschungsansätze sind daher notwendig.

jenseits der frage nach dem Nutzen der forschung mit hu-

manen embryonalen Stammzellen muss die ethische und 

rechtliche zulässigkeit geklärt werden. unbestritten ist der 

hohe Stellenwert des lebensschutzes. Im detail sind jedoch 

viele fragen offen. auch unter renommierten theologen und 

philosophen gibt es über die fragen der ethischen grenzen 

der Stammzellforschung differenzen, und dies obwohl sie 

sich gleichermaßen auf eine feste und fundierte wertebasis 

beziehen. 

In der vorliegenden Broschüre skizzieren professor dr. 

franz-josef Bormann, lehrstuhl für moraltheologie und Ethik 

an der theologischen fakultät paderborn, professor dr. klaus 

tanner, lehrstuhl für Evangelische theologie an der martin-

luther-universität halle-wittenberg, und rabbiner professor 

dr. walter homolka, geschäftführender direktor des abra-

ham geiger kollegs, Berlin, ihre unterschiedlichen ethischen 

Bewertungen der Stammzellforschung. 
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die Beiträge basieren auf vorträgen, die im rahmen der tagung „regenerative 

medizin: paradigmenwechsel und potenziale für die zukunft” der konrad-

adenauer-Stiftung und der deutschen gesellschaft für regenerative medizin 

gehalten wurden.

Norbert arnold

leiter ag gesellschaftspolitik

konrad-adenauer-Stiftung e.v.

EthISchE BEwErtuNg dEr  
StammzEllforSchuNg

Klaus Tanner 

Bioethische themen haben eine große mobilisierungskraft. 

wo es um angst vor krankheit und tod, um hoffnung auf 

bessere Behandlungs- und heilungsmöglichkeiten geht, ist 

jede und jeder „betroffen”. um so mehr ist es nötig, die 

kontroversen, die die modernen lebenswissenschaften 

immer wieder neu auslösen und auslösen werden, weil sie 

unser Selbstverständnis berühren, auch in einer weise 

auszutragen, in der unnötige aufladungen, heilsversprechen 

wie horrorszenarien, unlautere versprechungen wie angst-

macherei vermieden werden. Es gibt eine verantwortung im 

hinblick auf die Sachhaltigkeit der urteilsbildung. aber es 

gibt auch eine verantwortung für die form der kommunika-

tion, in der solche kontroversen ausgetragen werden. 

dazu gehört in einer pluralistischen gesellschaft auch die 

verantwortung für die Suche nach ausgleichenden positi- 

onen, die ein gemeinsames leben auch unter den Bedin-

gungen von dissens ermöglichen. Ethik hat neben der Sa-

chebene im engeren Sinn auch eine Ebene, auf der es um 

den umgang mit den überzeugungen und urteilen geht, die 

sich auf der Sachebene bilden. hier liegt die große ethische 

Bedeutung der demokratisch-parlamentarischen verfahren, 

die dazu dienen sollen, unter Bedingungen faktischen dis-



8 9

senses, konsens- und das heißt meistens kompromissmöglichkeiten 

auszuloten. 

durch kampagnen aufgeladene dissense bilden sich zur zeit einmal 

wieder durch die sog. „verbrauchende” Embryonenforschung. Seit ihrem 

Beginn löst sie kontroverse diskussionen aus, die grundpfeiler unserer 

verfassungsordnung berühren. vor fast 30 jahren, 1978 wurde in Eng-

land das erste Ivf-kind geboren, louise Brown. durch die In-vitro-fer-

tilisation entstanden befruchtete Eizellen, die in der fortpflanzung nicht 

mehr gebraucht werden, tiefgefroren gelagert und nach einer gewissen 

zeit vernichtet werden. aus solchen zellen wurden 1998 in den uSa 

Stammzelllinien gewonnen. mit diesen linien wurde ein breites internati-

onales, sich schnell veränderndes forschungsfeld eröffnet. Im fernhori-

zont wird dabei nach medizinischen anwendungen gesucht. zunächst 

einmal aber geht es in der hES-zellforschung überwiegend um grundla-

genforschung, um aufklärung über grundlegende wege und formen der 

Steuerung des wachstums von zellen. 

die freiheit solcher grundlagenforschung ist bei uns grundrechtlich 

geschützt (art. 5. abs. 3 gg). auch dieser grundrechtsartikel ist ähnlich 

wie artikel 1 ein Ergebnis geschichtlicher Erfahrungen. freie forschung 

hat sich – im großen und ganzen betrachtet – als ein wichtiges und 

effektives mittel der realisierung des modernen freiheitsprinzips und der 

verbesserung menschlicher lebensmöglichkeiten erwiesen. diese freiheit 

musste auch der zensur abgetrotzt werden, die die kirchen über jahr-

hunderte ausgeübt haben. 

wolfgang Schäuble hat in der Bundestagsdebatte zu den anträgen über 

die regelung des Imports bzw. dessen verbot am 30. januar 2002 daran 

erinnert, dass solche forschungsfreiheit selbst eine ausdrucksgestalt der 

menschlichen würde ist: „Neugier, lernbereitschaft, der drang nach 

immer mehr und immer neuer Erkenntnis ist beim menschen einzigartig. 

wenn also forschung und drang nach mehr wissen das Besondere und 

unverwechselbare des menschen mit begründen, dann muss forschungs-

freiheit für mich eher ein Bestandteil der unantastbarkeit der menschen-

würde sein, als dass sie zu ihr in widerspruch steht”. wolfgang Schäuble 

folgerte daraus für die regelungsprobleme: „Im zweifel sollten wir die 

freiheit der forschung nicht durch gesetzliche Einzelregelungen regle-

mentieren, sondern eher auf die gewissensstärkende kraft eines 

ethischen diskurses setzen” (plenarprotokoll 14/214 21232/21233). 

von solch einer vertrauensvollen offenheit sind wir weit entfernt. Es geht 

auch nicht um eine „grenzenlose” freiheit zur forschung. de facto haben 

wir ein hochreguliertes handlungsfeld. das Embryonenschutz- und das 

Stammzellgesetz setzen den forschern enge grenzen. der Import von 

zelllinien, nicht von Embryonen, wird nur nach einem mehrstufigen prüf-

verfahren genehmigt, das mit dem Stammzellgesetz etabliert wurde. 

dieses prüfverfahren steht nicht zur debatte, ebenso wie die grundkon-

struktion des Stammzellgesetzes, dass die Importerlaubnis die ausnahme 

von der regel des verbots sein soll. wer den Eindruck erweckt, als würde 

mit einer Änderung der Stichtagsregelung „der wissenschaft und der 

forschung allein überlassen, was gemacht werden darf und gemacht 

werden soll” (julia klöckner in einem Interview des Deutschlandfunk am 

19. September 2007), der verzerrt nicht nur in polemischer absicht die 

lage der forscher, sondern trägt auch dazu bei, sie in ein schlechtes 

licht zu rücken, ihnen eine immer latente tendenz zum freiheitsmiss-

brauch zu unterstellen. dazu gibt es keinen anlass. die deutschen for-

scher sind in großer mehrheit verantwortungsvoll und sensibel auch mit 

den ethischen fragen umgegangen, die durch die Stammzellforschung 

aufgeworfen werden. viele haben sich immer wieder neu, über ihre 

arbeit im labor hinaus, öffentlichen diskussionen gestellt und sich auf 

unzähligen foren, podien und Symposien um die ethischen fragen ge-

müht. anlass zu einem generalverdacht in richtung „verantwortungslose 

wissenschaft” haben sie jedenfalls nicht gegeben.

das Stammzellgesetz aus dem jahr 2002 ist das Ergebnis eines konflikt-

reichen diskussionsprozesses und die Novellierungswünsche stoßen auf

heftigen widerstand derer, die sich schon vor fünf jahren für ein totales 

verbot der forschung mit humanen embryonalen Stammzellen in

deutschland ausgesprochen hatten. am 30. januar 2002 war im deut-

schen Bundestag nach mehr als vierstündiger diskussion schließlich ab-

gestimmt worden. wie schwierig die lage anfang 2002 war, zeigten die 

abstimmungsergebnisse. die wohlbegründete Eigenlogik des parlamenta-

rischen verfahrens ebnete schließlich den weg zu einer mehrheit. Ein an-

trag (14/1801 wodarg u.a.), in dem plädiert worden war für ein vollkom-

menes verbot des Imports von Stammzellen, die aus Embryonen gewon-

nen werden, erhielt in einer ersten abstimmung 263 Stimmen. das wa-

ren mehr Stimmen als jeweils für die anträge, in denen für ein prinzi-

pielles verbot, das aber ausnahmen zulässt (14/8102 Böhmer/v. renes-

se/fischer-antrag - 226 Stimmen) bzw. für eine weitgehende freigabe 

des Imports (14/8103 flach u. a. - 106 Stimmen) plädiert worden war. 
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damit hatte keiner der anträge die erforderliche Stimmenzahl erhalten 

und die beiden „bestplazierten” anträge gingen in einen zweiten abstim-

mungsgang. In ihm entfielen auf den antrag der abgeordneten Böhmer 

u.a. 340 Stimmen, auf den antrag wodarg 265 Stimmen. damit war der 

weg frei für die Erarbeitung des Stammzellgesetzes, das am 1. juli 2002 

in kraft trat. Im Bundestag überwog letztlich doch der wille, die for-

schung mit aus Embryonen gewonnenen Stammzellen auch in deutsch-

land unter strengen auflagen zu ermöglichen. 

fünf jahre ist das Stammzellgesetz alt. mittlerweile hat sich im zusam-

menspiel von regelungen aus dem jahr 2002 und einer forschungsland-

schaft, die sich in einem halben jahrzehnt verändert hat, eine Situation 

ergeben, in der das festhalten am Stammzellgesetz von 2002 mit seiner 

Stichtagsregelung heute faktisch einem forschungsverbot gleichkommt. 

deshalb wurden in den wissenschaftsorganisationen forderungen nach 

einer Novellierung laut. die deutsche forschungsgemeinschaft veröffent-

lichte am 10. November 2006 eine Stellungnahme, in der nach einer aus-

führlichen darstellung der veränderungen in der forschungslandschaft 

die vollkommene aufhebung des Stichtages gefordert wurde. die Berlin-

Brandenburgische akademie der wissenschaften sprach sich am 13. de-

zember 2006 für einen „rollenden Stichtag” aus und das präsidium der 

deutschen akademie der Naturforscher leopoldina forderte im april 2007 

ebenfalls eine abschaffung des Stichtages. 

der ratsvorsitzende der Ekd, Bischof dr. wolfgang huber, lehnte den 

dfg-vorschlag „entschieden” ab, sah aber in einer Neufestsetzung des 

Stichtages einen akzeptablen weg des „ausgleichs zwischen gegensätz-

lichen ethischen positionen” (pressemeldung der Ekd vom 10. November 

2006). Nach einem „Spitzengespräch” von mitgliedern des rates der Ekd 

und des präsidiums der cdu äußerte thomas rachel mdB, parlamentari-

scher Staatssekretär bei der Bundesministerin für Bildung und forschung, 

im Beisein von Bundeskanzlerin angela merkel, der vorschlag des rats-

vorsitzenden stelle eine „kompromisslinie” dar (pressemeldung vom  

14. November 2006). vor dem hintergrund dieser neu aufbrandenden 

debatte beschäftigte sich im mai 2007 der ausschuss für Bildung, for-

schung und technologiefolgenabschätzung des deutschen Bundestages in 

einer anhörung mit der thematik.

Im zentrum der debatte steht dabei die festsetzung des Stichtages für 

den Import solcher Stammzelllinien auf den januar 2007. vor allem um 

die weite oder Enge der Beschränkungen des Imports solcher im ausland 

schon vorhandenen Stammzelllinien und damit um die weite oder Enge 

der forschungsmöglichkeiten wird derzeit in deutschland heftig gestrit-

ten. 

an dieser Importfrage haben alte kontroversen um menschenwürde 

und lebensschutz einen neuen kristallisationskern gefunden, die zurück-

reichen bis in die debatten um die gesetzlichen regelungen der abtrei-

bung. Im grundgesetz finden sich keine aussagen über das entstehende 

menschliche leben. die väter und mütter des grundgesetzes haben, wie 

die akten des parlamentarischen rates zeigen, bewusst darauf verzich-

tet. das Bundesverfassungsgericht hat bis jetzt nur urteile gefällt, die 

den zeitraum der Schwangerschaft betreffen, aber noch keine Entschei-

dung über den lebensschutz „in vitro” getroffen. keine abschließende 

aussage wurde bis jetzt gemacht zum definitiven Beginn des menschli-

chen lebens. Im urteil zum Schwangerschaftsabbruch von 1975 finden 

sich die vielzitierten Sätze: „wo menschliches leben existiert, kommt ihm 

menschenwürde zu; es ist nicht entscheidend, ob der träger sich dieser 

würde bewusst ist und sie selbst zu wahren weiß. die von anfang an im 

menschlichen Sein angelegten potentiellen fähigkeiten genügen, um die 

menschenwürde zu begründen” (BverfgE, 39, 1 (41)). In diesen urteil 

bildet allerdings nicht die verschmelzung von Ei und Samenzelle den  

entscheidenden orientierungspunkt: „leben im Sinne der geschichtlichen 

Existenz eines menschlichen Individuums besteht nach gesicherter biolo-

gisch-physiologischer Erkenntnis jedenfalls vom 14. tag nach der Emp-

fängnis (Nidation, Individuation) an” (BverfgE 39, 1 (37)). Im urteil von 

1993 wird keine entscheidungserhebliche zurückdatierung vorgenom-

men: „Es bedarf im vorliegenden verfahren keiner Entscheidung, ob, wie 

es Erkenntnisse der medizinischen anthropologie nahelegen, mensch-

liches leben bereits mit der verschmelzung von Ei und Samenzelle ent-

steht” (BverfgE 88, 203 (251). 

die vorgaben der verfassungsordnung eröffnen dem gesetzgeber also 

einen gestaltungsspielraum bei der Entwicklung von Schutzkonzepten für 

menschliches leben. das verfassungsgericht selbst hat dabei auf die Be-

deutung des geschichtlichen wandels für die konkretisierung von grund-

rechtsnormen am Beispiel von art. 1 gg hingewiesen: „die würde des 

menschen ist etwas unverfügbares. die Erkenntnis dessen, was das ge-

bot, sie zu achten, erfordert, ist jedoch nicht von der historischen Ent-

wicklung zu trennen. [...] das urteil darüber, was der würde des men-
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schen entspricht, kann daher nur auf dem jetzigen Stand der Erkenntnis 

beruhen und keinen anspruch auf zeitlose gültigkeit erheben” (BverfgE 

45, 229).

Solch ein Schutzkonzept hat der gesetzgeber im Spannungsfeld von prin-

zipieller und historisch-interpretationsoffener dimension der verfassungs-

ordnung zunächst mit dem Embryonenschutzgesetz von 1990, dann mit 

dem Stammzellgesetz von 2002 entwickelt.

Besonders die katholische kirche hat bei all den problemen, die den 

Schutz vorgeburtlichen lebens betreffen, von anbeginn an eine eindeutig 

ablehnende position formuliert. umfassender lebensschutz in der per-

spektive der römischen morallehre bedeutet die absage an künstliche 

verhütung, an abtreibung, Ivf und verbrauchende Embryonenforschung. 

aus der perspektive dieser lehre kann es nur ein zurück hinter das 

Stammzellgesetz von 2002 geben, d.h. eine revision, die dezidiert ein 

vollkommenes verbot der forschung mit hES-zellen in deutschland 

festschreibt. 

die Evangelischen kirchen sind hier einen anderen weg gegangen. In 

ihnen wurde versucht, die unhintergehbare konflikthaftigkeit dieser 

handlungssituationen nicht „theoretisch” durch dogmatische lehrbildung 

zu übergehen, sondern ernst zu nehmen und sich den dilemmata zu 

stellen. dabei besteht keine differenz im grundsätzlichen: Es ist besser, 

menschliches leben zu schützen als zu zerstören. die wege gehen ausei-

nander bei der frage, wie dem anliegen, das mit solch einer abstrakten 

Norm festgehalten wird, unter endlichen, spannungsreichen Bedingungen 

und in konfliktsituationen noch am besten entsprochen werden kann. das 

führt in risikoreiche, auf konkrete handlungskonstellationen bezogene 

abwägungsprozesse, in denen eben keine letzte normative Sicherheit ge-

geben ist. Eine rhetorik moralischer Eindeutigkeit tendiert schnell dazu, 

die harten realisierungsbedingungen und die risikohaftigkeit unserer 

Entscheidungen zu überspringen. wir sind herausgefordert mit unsicher-

heit und ungewissheit zu leben. der einfachste weg scheint es zunächst 

zu sein, für die eigenen überzeugungen unumstößliche gewissheit und 

Eindeutigkeit in anspruch zu nehmen. wo es allerdings um die gestal-

tung eines zusammenlebens geht mit denen, die mit guten gründen 

andere überzeugungen haben, verhärtet solch ein auftreten meistens nur 

die lagerbildung. das feld der bioethischen debatten bietet dafür viele 

lehrstücke.

an der Entwicklung der methode der In-vitro-fertilisation, die heute auch 

in deutschen kliniken eine gängige praxis ist, wird exemplarisch ein 

grundzug ethischer urteilsbildung auf dem feld der Biomedizin deutlich. 

zur Entwicklung dieser methode mussten Embryonen zerstört werden. 

Schon mit der Ivf partizipieren wir also an folgen medizinischer for-

schung, deren grundlagen ethische probleme aufwerfen. zu den nicht 

direkt beabsichtigten folgen der Ivf gehört die Entstehung von Embryo-

nen, die betroffene paare für die realisierung ihres kinderwunsches nicht 

mehr benötigen. am Beispiel der Ivf wird deutlich: menschliches handeln 

vollzieht sich häufig in dilemmatasituationen. Ein einfaches Entweder-

oder, die „Illusion der glatten lösungen” (helmut thielicke) hilft im um-

gang mit den vorhandenen dilemmatasituationen nicht viel weiter. das 

ethische Nachdenken muss sich auf diese mehrdeutigkeit, die mischung 

aus guten und schlechten, aus gewollten und ungewollten folgen einlas-

sen, und diese mehrdeutigkeit wird sie auch nicht definitiv beseitigen 

können. wo moralische argumente sich ausschließlich an der binären 

logik des Entweder-oder, des „gut” oder „schlecht”, „eindeutig gewiss” 

oder „alles relativ” orientieren, können die graustufen und Schattie-

rungen nur noch schwer erfasst werden, die schwierige menschliche 

handlungssituationen kennzeichnen.

die komplexität von lebensvollzügen kann solch einer logik nur um den 

preis von verzerrungen unterworfen werden. das zeigt sich auch an der 

Stammzellforschung: Selbst wer heute nicht handelt, d.h. z.B. nicht 

forscht, ist deswegen noch nicht auf der „guten”, unproblematischen Sei-

te. auch dieses Nichthandeln ist zu verantworten ebenso wie die folgen, 

die sich daraus ergeben. In einer welt voller grausamer krankheiten ist 

das festhalten am Status quo nicht automatisch die ethisch vorzugswür-

digere haltung. die menschwürde wird auch tagtäglich entstellt und ge-

schädigt durch qualvolles leiden, das Einzelne und familien an die gren-

zen des tragbaren bringt. wer keine Stammzelllinien importiert, schützt 

deswegen noch nicht Embryonen. für die herstellung der existierenden 

zelllinien wurde kein Embryo getötet, der nicht ohnehin über kurz oder 

lang das leben verloren hätte durch lange tiefgekühlte konservierung 

oder Beendigung dieser aufbewahrungsform. und umgekehrt gilt: wer 

für die Ermöglichung von hES-zellforschung unter den gegenwärtigen 

ausgangsbedingungen im hinblick auf die gewinnung solcher linien 

votiert, nimmt in kauf, dass frühformen menschlichen lebens zerstört 

werden. von ambivalenzen frei ist keine position.
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die Stichtagsregelung, um die 2007 erneut gestritten wird, ist im herbst 

2001 aus den uSa „importiert” worden. das Stichtagsmodell geht zurück 

auf Bemerkungen von präsident george w. Bush, die er am 9. august 

2001 auf seiner ranch in texas machte nach „viel Nachdenken, gebet 

und beträchtlicher reflexion”. Bush sprach sich dafür aus, staatliche för-

dermittel nur für die „ca. 60 zelllinien” zu verwenden, die seinen Infor-

mationen zufolge zu jenem zeitpunkt bereits existierten. forschung,  

zumal privat finanzierte, wurde damit in den uSa nicht verboten. am 

Schicksal der Embryonen, die für die herstellung getötet worden seien, 

könne nichts mehr geändert werden, und es sei ethisch legitim, die 

„überzähligen” Embryonen für die forschung zu nutzen. die National 

Institutes of Health richteten eine Stammzellbank ein und begannen ein 

aufwändiges forschungsprogramm, um die Eigenschaften dieser zellli-

nien zu bestimmen. dabei stellte sich dann zunächst heraus, dass es 

zwar vermutlich 78 „stichtagsgerechte” linien gibt, davon aber nur 22 

verwendbar sind. all diese zelllinien wurden mit hilfe tierischer Nähr-

stoffe vermehrt und sind deshalb verunreinigt. 

die naturwissenschaftlichen grundlagen, auf denen die erste festsetzung 

von Stichtagen beruhte, haben sich als sandiger Boden erwiesen. gleich-

wohl bleibt es sinnvoll, am Stichtagsmodell festzuhalten, denn mit ihm 

kann ein zeitlicher puffer geschaffen werden zwischen der Erzeugung von 

Embryonen im handlungszusammenhang der reproduktionsmedizin und 

der davon entkoppelten verwendung von Embryonen, die nicht mehr für 

die fortpflanzung verwendet werden. Eine direkte verbindung zwischen 

der verwendung „überzähliger” Embryonen in der forschung und dem 

ärztlichen handeln in der reproduktionsmedizin sollte vermieden werden. 

die zelllinien, um deren Import es geht, haben nicht mehr die fähigkeit, 

sich bei entsprechenden voraussetzungen zu einem ganzen organismus 

zu entwickeln. Es geht also beim Stammzellgesetz nicht direkt um Em-

bryonenschutz. deshalb dürfte auch ein faktisches forschungsverbot 

schwer zu legitimieren sein. das hat zum Beispiel Staatsministerin maria 

Böhmer mdB in der debatte 2002 im Bundestag klar ausgesprochen: 

„aber wir müssen sehen: Stammzelllinien sind keine Embryonen. von 

daher kommt ihnen nicht der volle Schutz des grundgesetzes zu. deswe-

gen besteht, wenn es um die forschungsfreiheit geht, auch ein verfas-

sungsrechtliches problem.” (plenarprotokoll 14/214 21200). die Embryo-

nen die für die mehr als 500 im jahr 2007 existierenden zelllinien zer-

stört wurden, können nicht mehr geschützt werden. 

deshalb wird über die zukunftsdimension diskutiert. dafür steht das 

Stichwort „anreiz”: Es sollen keine neue „anreize” von deutschland aus-

gehen für die zerstörung von Embryonen. Solche diskussionen um mög-

liche „anreize” verschieben die diskussion in ein feld schwer überprüfba-

rer Behauptungen. wie lässt sich die kraft des „anreizes” erfassen, die 

von den wenigen deutschen forschergruppen ausgehend wirken soll auf 

einem forschungsfeld, das weltweit intensiv bearbeitet wird? angesichts 

der tatsache, dass der gesetzgeber das Instrument des Strafrechts zur 

regulierung gewählt hat, das Bestimmtheit von tatbeständen erfordert, 

ist die frage nach der Beweisbarkeit solcher behaupteten anreiz-zusam-

menhänge keine Nebensache.

das Stammzellgesetz von 2002 hat zunächst einmal befriedend gewirkt. 

die heftigen kontroversen ebbten ab. mit dem genehmigungsverfahren 

für den Import, das mit dem gesetz etabliert wurde, wurde ein rahmen 

geschaffen, um einzelfallbezogen sowohl dem Schutzinteresse als auch 

dem forschungsinteresse gerecht zu werden. In der zusammenarbeit der 

zentralen Ethikkommission für die Stammzellforschung und der geneh-

migungsbehörde, dem robert-koch-Institut, hat sich auf der grundlage 

des gesetzes eine sehr sachbezogene und sachdienliche arbeit entwi-

ckelt, durch die in gestalt des öffentlich zugänglichen registers beim 

robert-koch-Institut ein überblick über das forschungsfeld ermöglicht 

wird.

In den fünf jahren seit der verabschiedung des gesetzes wurden neue 

hES–linien etabliert. Es ist gelungen, zellen zu kultivieren, die nicht 

mehr durch tierische Nährmedien verunreinigt sind, und modellsysteme 

für krankheiten wurden entwickelt. all diese zellen dürfen von deutschen 

wissenschaftlern nicht verwendet werden. verschärft wird die lage da-

durch, dass die Stammzellforschung sich nicht national isoliert betreiben 

lässt, sondern international in hohem maße vernetzt ist. deutsche for-

scher werden einerseits aufgefordert, sich an Eu-förderprogrammen zu 

beteiligen und mit ausländischen wissenschaftlern zu kooperieren. ande-

rerseits müssen sie sich dann in solchen verbundprojekten aus bestimm-

ten forschungsfeldern ausklinken, wenn dort mit zelllinien gearbeitet 

wird, die nach dem deutschen Stichtag gewonnen wurden. Ein zusätzli-

cher anreiz für die zerstörung von „Embryonen” geht von solch einer 

Beteiligung kaum aus. die nach dem deutschen Stichtag etablierten 

zelllinien werden in solchen verbundprojekten verwendet, unabhängig 

davon, ob sich deutsche daran beteiligen oder nicht. Erschwerend kommt 
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hinzu, dass die strafrechtlichen Bestimmungen im hinblick auf Beteili-

gung deutscher wissenschaftler an forschungsprojekten im ausland nicht 

klar sind. rechtssicherheit ist ein wichtiges ethisches gut. Sie ist derzeit 

für deutsche wissenschaftler nicht gegeben und deswegen besteht hier 

politischer handlungsbedarf. 

Es gibt also genug gründe dafür, über eine Novellierung des Stammzell-

gesetz zu diskutieren. der gesetzgeber hat 2002 eine Entscheidung ge-

troffen, hES-zellforschung streng reguliert in deutschland zu ermöglichen 

und zugleich ein hohes Schutzniveau für die frühen formen menschlichen 

lebens zu sichern. Eine Änderung des Stichtages, nicht seine abschaf-

fung, würde diese grundintentionen nicht revidieren, sondern unter ge-

wandelten Bedingungen aufrechterhalten. 

hinter uns liegen lange jahre der diskussion um den sog. „Status des 

Embryos” und um die reichweite der aus grundgesetzartikeln ableitbaren 

Schutzansprüche. Es gibt kaum gründe dafür anzunehmen, durch die 

Ermöglichung des Imports von Stammzelllinien habe sich eine Erosion 

unserer ethischen grundüberzeugungen ergeben. 

In der debatte um ein nur in umrissen erkennbares, stark zukunftsorien-

tiertes forschungsfeld mischen sich schwer überprüfbare prognosen, Be-

fürchtungen und hoffnungen schnell mit den fakten aus dem langsamen 

fortgang der grundlagenforschung. forschung ist immer ein risikoreicher 

prozess. Ein forschungsansatz kann sich auch als Sackgasse erweisen. 

weil forschung ein offener und kreativer prozess ist, sind prognosen über 

Erfolge nur eingeschränkt möglich. dieser kontingenz muss auch in der 

ethischen reflexion auf forschungsstrategien rechnung getragen wer-

den. Es wird bei grundlagenforschung immer unsicher bleiben, ob über-

haupt und wann der große durchbruch gelingt. wer das als vorwurf ge-

gen die forschung wendet, hat selbst ein hoch finalisiertes Bild von for-

schungsprozessen und trägt dazu bei, eine atmosphäre zu schaffen, in 

der forscher eher versucht sind, ihre arbeit durch das versprechen bal-

diger anwendung zu legitimieren. auch gegenüber solch einem instru-

mentellen verständnis von forschung gilt es die freiheit der forschung zu 

schützen.

derzeit wird wieder einmal versucht, forschungsstrategien gegeneinan-

der in Stellung zu bringen, die forschung an adulten gegen die forschung 

an hES-zellen. Einzelne Ergebnisse werden dann, wenn es vermeintlich 

der Stützung der eigenen position dient, „hochgejubelt” und darüber vor-

nehm geschwiegen, wenn tage später die Belastbarkeit von Behauptun-

gen in der wissenschaft selbst stark angezweifelt wird. das jüngste Bei-

spiel (September 2007) ist der gezielte politische umgang mit „Ergebnis-

sen” des düsseldorfer kardiologen Strauer, der behauptete, ihm sei eine 

„weltinnovation” gelungen. dass dieser „durchbruch” kurz darauf in der 

fachzeitschrift nature deutlich kritisiert wurde, wird dann gern verschwie-

gen: „although clinical researches know, that little can be learnt form a 

single case study, the result has already been unreasonably exploited by 

opponents of human embryonic-cell research” (nature, vol. 449, 27. 

September 2007, 377).

faktisch haben wir es mit einem vernetzten forschungsverbund zu tun, 

bei dem auf unterschiedlichen pfaden versucht wird, entwicklungsbiolo-

gische grundvorgänge zu erforschen. Ein großer teil der regulierung 

dieser dynamischen prozesse ist noch unbekannt. richtig ist, dass die 

forschung mit adulten Stammzellen schon zur Entwicklung klinisch rele-

vanter therapien führte. Sie hat aber auch eine weit längere forschungs-

geschichte hinter sich. In der krebstherapie käme auch niemand auf die 

Idee, wegen eines fortschritts in der Entwicklung der Strahlentherapie zu 

fordern, die weiterentwicklung von medikamentösen therapiepfaden ein-

zustellen.

unabhängig vom derzeitigen Erfolg einzelner forschungspfade bleibt die 

grundfrage, ob wir gut beraten sind, wenn wir auf forschungsverbote 

setzen. forscher haben immer wieder betont, wie wichtig der gesamtzu-

sammenhang der Erforschung von adulten und humanen-embryonalen 

zellen ist. So heißt es etwa in der Stellungnahme der leopoldina, „um 

das potenzial adulter Stammzellen zu prüfen, vor allem aber um die me-

chanismen der reprogrammierung von zellen zu verstehen und sie auf 

adulte Stammzellen zu übertragen, sind hES-zellen unersetzlich” (Stel-

lungnahme 2007, 9).

Ethisch relevant ist freie forschung auch deshalb, weil allein durch sie die 

Ergebnisse gewonnen werden können, mit denen ein fundament für die 

abwehr von Idealisierungen und dramatisierungen geschaffen werden 

kann. angesichts der tatsache, dass die forscher selbst nur in umrissen 

wissen, was genau eine Stammzelle zu einer Stammzelle macht, ist 

zurückhaltung bei prognosen über die leistungsfähigkeit einzelner for-

schungswege geboten. während die meisten forscher hier zurückhaltend 
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sind, erzeugen manche akteure auf dem politischen feld den Eindruck, 

als wüssten sie schon sehr viel besser als die fachwissenschaftler, was 

genau eine Stammzelle ausmacht und was deshalb an forschung verbo-

ten und was erlaubt werden sollte. überzeichnungen und dramatisie-

rungen in jede richtung sollten in dieser lage vermieden werden.

Im rückblick auf die diskussionen um die Schutzansprüche der frühesten 

formen menschlichen lebens gebietet es das elementare ethische gebot 

der Ehrlichkeit festzuhalten: jeder, der hier Eindeutigkeit postuliert, ver-

zerrt die faktische diskussionslage. die frage nach dem sog. „Status des 

Embryos” und den damit begründbaren Schutzansprüchen konnte z.B. 

auch in den intensiven diskussionen der vergangenen jahre keiner 

„endgültigen” klärung zugeführt werden. wer in den frühesten formen 

menschlichen lebens, wie einer befruchteten Eizelle, das „potenzial” für 

die ausbildung eines ganzen menschen sieht und dieses potenzial für sich 

gleich hoch wertet wie eine faktische Entwicklung zu einem Individuum, 

wird hier zu anderen urteilen kommen als der, der solch eine Eizelle und 

ihr intrinsisches Entwicklungspotential nicht gleichsetzt mit einer fak-

tischen Entwicklung zu einem Individuum. weil diese potenzialität nichts 

ist, was direkt „objektiv” im hinblick auf eine einzelne Eizelle bewiesen 

werden kann, hier vielmehr zuschreibungen und Interpretationen ins 

Spiel kommen, die kulturell vermittelt sind, ist hier auf absehbare zeit 

kein konsens zu erwarten.

angesichts dieser lage besteht in einer demokratie die politische aufga-

be darin, einen angemessenen umgang mit dem vorhandenen dissens zu 

finden. das Stammzellgesetz von 2002 stellt einen ethisch gehaltvollen 

umgang mit dieser problemlage dar. Es trägt den grundüberzeugungen 

rechnung, die den parlamentarisch-demokratischen verfahren und der 

rechtsprechung zugrunde liegen. 

gesucht werden müssen wege des „schonenden ausgleichs” bzw. der 

„praktischen konkordanz” zwischen verschiedenen grundrechtsnormen 

und konfligierenden ansichten. parlamentarische kompromissbildung ist 

in solch einer Situation kein schwächliches kapitulieren, sondern aus-

druck des Ethos der parlamentarischen demokratie, das darauf zielt, die 

anderen ernst zu nehmen, die es auch ernst meinen. zu diesem Ethos 

gehört es, die zumutungen an diejenigen zu begrenzen, die solche eine 

andere überzeugung haben. aus dieser perspektive kann auch das abrü-

cken von maximalforderungen als etwas im Sinne des Ethos der demo-

kratie gebotenen erscheinen. das spricht für eine Neufestsetzung des 

Stichtages. 

muss dann nicht bald wieder über die nächste Änderung des gesetzes 

diskutiert werden? Bei einem schnell sich verändernden forschungsfeld 

wie der Stammzellforschung kann das durchaus der fall sein. wer den 

weg strafrechtlicher regulierung solch eines sich schnell verändernden 

forschungsfeldes eingeschlagen hat, muss sich auch dem damit entste-

henden präzisierungsdruck stellen. mit einer einmaligen verschiebung im 

wissen darum, dass damit sicher nicht das letzte wort in der Sache 

gesprochen ist, würde der gesetzgeber jedenfalls auch deutlich machen, 

dass ihm die angelegenheit wichtig genug ist und er selbst bereit ist, die 

thematik wieder auf seine tagesordnung zu nehmen, wenn es notwendig 

sein sollte.



wer als Ethiker die gegenwärtige diskussion um eine mög-

liche Änderung des seit dem 1. juli 2002 in kraft befindli-

chen sog. Stammzellgesetzes mit jener debatte vergleicht, 

die zu dieser gerade einmal fünf jahre alten regelung ge-

führt hat, der muss mit einiger verwunderung feststellen, 

dass die eigentlich zentralen moralischen fragestellungen 

und probleme der verbrauchenden Embryonenforschung ge-

genwärtig immer mehr aus dem Blick geraten. das hat viele 

gründe: ein verändertes politisches klima, die verfügbarkeit 

einiger besserer – weil nicht mit tierischen feederzellen oder 

viren kontaminierten – Stammzelllinien, die aggressive Stra-

tegie interessierter kreise innerhalb der dfg, eine veränder-

te lage der Ökumene in deutschland usw. da jedoch keiner 

dieser gründe irgendetwas mit dem moralischen kern der 

Sachproblematik zu tun hat, sei es gestattet, kurz an die  

wichtigsten hier einschlägigen ethischen überlegungen zu 

erinnern. Ich tue dies in form von insgesamt fünf thesen:

these 1: Mit der Frage nach der Zulässigkeit der humanen 

embryonalen Stammzellforschung ist die grundlegende 

Frage nach dem moralischen Status und der Schutzwürdig-

keit menschlicher Embryonen verbunden, die sich weder 

verdrängen noch durch Rhetorik oder reine Begriffspolitik 

lösen lässt.

EthISchE hErauSfordEruNgEN
aNmErkuNgEN zur dEBattE um EINE NEufaSSuNg dES  

StammzEllgESEtzES

Franz-Josef Bormann
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In dieser sog. Statusdiskussion haben die folgenden drei argumente von 

anfang an eine zentrale rolle gespielt1:

Erstens das sog. Kontinuitätsargument, demzufolge die menschliche Em-

bryonalentwicklung einen kontinuierlichen prozess darstellt, der zwar 

unterschiedliche komplexitätsniveaus, aber keine radikalen zäsuren 

erkennen lässt.

zweitens das sog. Identitätsargument, demzufolge sich der menschliche 

Embryo nicht aus einem untermenschlichen Stadium zum menschen 

sondern von anfang an als mensch entwickelt (Identität meint nicht  

morphologische Ähnlichkeit, sondern personale Selbigkeit!).

und schließlich drittens das sog. Potentialitätsargument, demzufolge 

bereits die aus der Befruchtung hervorgegangene zygote bzw. die durch 

analoge techniken entstandene totipotente entwicklungsfähige zelle die 

für die moralische Bewertung entscheidende anlage zur sittlichen Subjek-

tivität besitzt.

alle drei argumente zusammen führen m.E. stringent zu der – sowohl 

dem geltenden Embryonenschutzgesetz (1990) als auch dem Stammzell-

gesetz (2002) zugrunde liegenden – annahme, dass der menschliche 

Embryo vom Beginn seiner biologischen Existenz an als „person” und 

mithin als träger von „menschenwürde” zu achten ist. klaus tanner hat 

den verweis auf diese kategorien jüngst als „leerlaufenden rekurs auf 

ideologisch aufladbare großbegriffe” bezeichnet2. Ich selber betrachte 

diese kategorien dagegen als die moralische grundlage unserer verfas-

sungsordnung, die nicht einzuklammern, sondern ganz im gegenteil für 

die Bewältigung der neuen herausforderungen fruchtbar zu machen ist. 

Es entspricht einer allzu durchsichtigen Strategie, zunächst die zentralen 

ethischen grundbegriffe für unzuständig zu erklären, um die diskussion 

dann umso leichter auf moralische Nebenkriegsschauplätze verlagern zu 

können.

these 2: Der Zusammenhang zwischen Menschenwürde und Lebens-

schutz darf nicht aufgeweicht werden, er bedarf aber der näheren Be-

stimmung.

jenseits offenkundiger Extrempositionen, die dem menschlichen Embryo 

entweder jeden intrinsischen wert und damit jede Schutzwürdigkeit ab-

sprechen oder aber eine unterschiedslose gleichbehandlung von Embryo-

nen und geborenen menschen fordern, konzentriert sich die debatte seit 

geraumer zeit auf die frage nach dem konkreten Umfang des moralisch 

(und auch strafrechtlich!) gebotenen lebensschutzes insbesondere früher 

extrakorporaler menschlicher Embryonen.

hilfreich für eine überzeugende positionsbestimmung im Streit zwischen 

den anhängern eines sog. gradualistischen lebensschutzkonzeptes und 

deren kritikern scheint mir die traditionelle unterscheidung zwischen 

Rechts- und Tugendpflichten bzw. zwischen negativen Unterlassungs- 

und positiven Hilfspflichten3:

die medizinische Ethik hat bisher stets mit der Behauptung eines primats 

der Schadensvermeidung (nil nocere) vor der wohltätigkeit einen vorrang 

der negativen unterlassungs- vor den positiven hilfspflichten vertreten. 

an dieser Einsicht ist auch auf dem feld neuer biotechnologischer for-

schungen festzuhalten: aus der personalität, würde und Selbstzwecklich-

keit des menschen ist unabhängig von seinem jeweiligen Entwicklungs-

stadium ein verbot der totalinstrumentalisierung ableitbar, das jede tö-

tung oder schwere körperliche Schädigung zugunsten dritter ausschließt. 

Im Blick auf diese kategorischen unterlassungspflichten darf es keine 

ungleichbehandlung von ungeborenen und geborenen menschen geben. 

davon zu unterscheiden ist jedoch die frage, welche positiven hilfs-

pflichten wir gegenüber Embryonen haben. da art und umfang der mora-

lisch gebotenen hilfe dem zustand des hilfeempfängers angemessen sein 

müssen, wäre hier u.a. auch die biologische Entwicklungsstufe eines 

menschen zu berücksichtigen und ein entsprechender abwägungsspiel-

raum anzuerkennen.

these 3: Die gegenwärtige Beschwörung einer neuen „Ethik des Heilens” 

ist moralisch fragwürdig, da sie mit einem unreflektierten Verantwor-

tungsbegriff arbeitet.

die Suggestivkraft des neuerdings in mode gekommenen Begriffs einer 

„Ethik des heilens”4 liegt darin, dass sie die heilungswünsche gegenwär-

tiger und künftiger generationen gegen die Schutzrechte bestimmter 

jetzt lebender menschen ausspielt. tatsächlich beruht die ganze kon-

struktion aber auf einer fragwürdigen verzerrung des verantwortungsbe-

griffs. kein wissenschaftler ist für die rettung und heilung zukünftiger 

patientenkollektive haftbar zu machen. Sehr wohl aber trägt er die ver-
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antwortung für die von den folgen seines handelns betroffenen konkre-

ten personen. zudem gilt, dass niemand ein recht auf heilung durch die 

Instrumentalisierung dritter hat. die elementaren rechte auf Nichtschä-

digung entziehen sich jeder abwägung. Es wäre merkwürdig, wenn wir 

diese ebenso elementaren wie bewährten grundsätze der medizinischen 

Ethik, die auf allen anderen handlungsfeldern selbstverständlich aner-

kannt werden, ausgerechnet auf dem sensiblen feld der Embryonenfor-

schung außer kraft setzen wollten.

these 4: Das Potential der verschiedenen Bereiche der Stammzellfor-

schung ist angesichts der vielfältigen partikularen Interessen nüchtern 

und realistisch zu betrachten.

die forschung mit humanen embryonalen Stammzellen stellt nur einen 

vergleichsweise kleinen teil der Stammzellforschung insgesamt dar. Es 

handelt sich zudem um ein sehr junges gebiet der grundlagenforschung, 

an das sich zwar momentan große hoffnungen knüpfen, dessen tatsäch-

liches therapeutisches potential zum gegenwärtigen zeitpunkt aber über-

haupt noch nicht abzuschätzen ist. angesichts einer medialen hysterie, 

die nicht nur unrealistische heilungserwartungen auf Seiten der patienten 

weckt, sondern auch die ökonomische Bedeutung dieses forschungsge-

bietes maßlos übertreibt, sollten die normalen vorgehensweisen der me-

dizinischen grundlagenforschung (Entwicklung standardisierter Experi-

mentalanordnungen, primat von tiermodellen etc.) auch und gerade auf 

diesem handlungsfeld stärkere öffentliche Beachtung finden. da der 

moralische Streit zudem nicht um das ziel (sc. die Bereitstellung neuer 

therapieverfahren für schwere, bislang nicht erfolgreich behandelbare 

Erkrankungen), sondern um das mittel geht, sollten am lebensschutz 

orientierte positionen auch nicht als „forschungsfeindlich” diffamiert wer-

den.

Es ist vielmehr ein bewährter moralischer grundsatz, dass das moralisch 

unbedenkliche mittel den vorzug vor dem moralisch bedenklichen mittel 

verdient. die insgesamt auch im internationalen vergleich auffällig gerin-

gen forschungsanstrengungen deutschlands auf dem gebiet der adulten 

bzw. somatischen Stammzellforschung, die gerade für die medikamen-

tenforschung und die regenerative medizin von größtem Interesse ist, 

rechtfertigen daher auf keinen fall die Behauptung einer Alternativlosig-

keit der forschung mit humanen embryonalen Stammzellen. 

these 5: Im Blick auf eine mögliche Änderung des bestehenden Stamm-

zellgesetzes besteht daher gegenwärtig kein politischer Handlungsbedarf.

weder der pauschale (und zumeist selektive) verweis auf eine andere 

rechtslage im ausland, noch die bislang gar nicht vorhandenen revolutio-

nären Erfolge der forschung mit humanen embryonalen Stammzellen in 

anderen ländern lassen daher eine revision der geltenden rechtslage 

geboten oder auch nur ratsam erscheinen. ganz im gegenteil würde die 

umsetzung der von der dfg und anderen verlangten Änderungen (ins-

besondere die abschaffung oder verschiebung der Stichtagsregelung; 

rücknahme der Strafandrohung bei zuwiderhandeln etc.) das bisherige 

gesetz seiner moralischen Substanz berauben5. der gesetzgeber wollte 

2002 aus guten gründen sicherstellen, dass von deutschland kein anreiz 

für die forcierung der züchtung und tötung menschlicher Embryonen für 

forschungszwecke ausgeht. diese position hat bis heute nichts von ihrer 

moralischen plausibilität verloren. Eine Beseitigung oder lockerung der 

damals errichteten rechtlichen Barrieren würde zumindest indirekt den 

trend verstärken, die frühen Entwicklungsstadien des menschlichen 

lebens unter dem druck ihrer ökonomischen verwertbarkeit weiter zu 

verdinglichen. Eine solche Entwicklung kann m.E. nicht im Interesse einer 

demokratischen rechtsordnung sein. da das eigentliche hindernis des 

Erkenntnisfortschrittes auf dem gebiet der Stammzellforschung ohnehin 

nicht in der geltenden gesetzeslage, sondern in der chronischen finanzi-

ellen unterversorgung der grundlagenforschung besteht, käme die 

realisierung der vorgeschlagenen gesetzesänderung einer politischen 

Ersatzhandlung gleich, die an den wirklichen ursachen der bestehenden 

probleme vorbeigeht.

Vgl. G. Damschen/D. Schönecker (Hg.): Der moralische Status menschlicher 
Embryonen, Berlin/New York 2003.
K. Tanner: Fünf Jahre Stammzellengesetz, in: Zeitschrift für evangelische Ethik 
51 (2007), 84.
Vgl. F.-J. Bormann: Embryonen, Menschen und die Stammzellforschung. Plä-
doyer für eine differenzierte Identitätsthese in der Statusfrage, in: G. Maio 
(Hg.): Der Status des extrakorporalen Embryos. Perspektiven eines interdiszi-
plinären Zugangs (Medizin und Philosophie 9), Stuttgart-Bad Cannstatt 2007, 
673-701.
Vgl. dazu kritisch E. Schockenhoff: Die Ethik des Heilens und die Menschen-
würde, in: Zeitschrift für medizinische Ethik 47 (2001), 235-257.

1|

2|

3|

4|



26

 Dies gilt nicht allein für die fragwürdige Idee einer sog. „mitlaufenden” oder 
„rollierenden Stichtagslösung”, die im Grunde eine bloße Schamfrist darstellt, 
sondern auch für den prima facie weniger problematischen Vorschlag einer 
‚einmaligen Verschiebung’ des geltenden Stichtages: Angesichts des derzeit 
geringen Wissensstandes im Blick auf wesentlich verfahrensimmanente Pro-
bleme der Stammzellforschung (wie z.B. das Problem der Erstellung adäquater 
Nährlösungen oder der genetischen bzw. epigenetischen Stabilität der er-
zeugten Stammzelllinien über eine hohe Generationenfolge hinweg) ist es 
nämlich wenig wahrscheinlich, dass es bei der Einmaligkeit solcher Maßnahmen 
bleibt.

5|

In Israel, vor allem in haifa, liegt eines der zentren der em-

bryonalen Stammzellforschung heute. der Biotec-Bereich 

gehört zu den größten wachstumsmärkten für den Staat 

Israel. juden in der diaspora werden immer wieder gebeten, 

sich in Israel zu engagieren. deshalb ist natürlich auch die 

frage relevant, ob es ethisch vertretbar ist, sich in diesem 

Bereich zu engagieren. 

In den uSa hat es 2001 und 2005/2006 große gesetzesvor-

haben zum thema Stammzellforschung gegeben. Es war 

einmütige meinung liberaler, konservativer und orthodoxer 

juden gegenüber dem amerikanischen kongress, embryona-

le Stammzellforschung zu erlauben (dies übrigens in verbin-

dung mit der united church of christ, der presbyterian 

church und der Epistocal church).

die jüdische religion ist den neuen biologischen Entwicklun-

gen gegenüber generell positiv eingestellt, vor allem wenn 

der potentielle Nutzen die Bedenken überwiegt. die jüdische 

Bioethik repräsentiert einen über jahrtausende hinweg un-

unterbrochen praktizierten prozess ethischer auseinander-

setzung zu verschiedensten themen der medizin seit dem 

mittelalter bis heute, und ich möchte darauf hinweisen, dass 

StammzEllENforSchuNg  
auS jüdISchEr SIcht

Walter Homolka
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langt gemäß talmudischer auslegung erst dann den personenstatus und 

damit gleiche rechte wie die mutter, wenn während der geburt der grö-

ßere teil des kindes bereits aus dem uterus herausgekommen ist. 

von besonderer Bedeutung für die frage nach dem Status des prä-

Embryos ist die tatsache, dass der Embryo bis zum 40. tag nach der Be-

fruchtung in mehreren talmudstellen einen geringeren religionsgesetz-

lichen Status zugesprochen erhält als nach ablauf dieser frist. dies kann 

in der praxis durchaus von Bedeutung sein, einige rabbiner vertreten 

nämlich die auffassung, dass eine abtreibung, falls diese durchgeführt 

werden muss, am besten in den ersten 40 tagen nach der Befruchtung 

erfolgen soll. dies darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass das religi-

onsgesetz den Embryo im mutterleib grundsätzlich vom zeitpunkt der 

Befruchtung an als potentielle person und somit als schützenswert be-

trachtet. das ungeborene leben zu opfern, weil das leben eines dritten 

in gefahr ist, wie dies zum zwecke der embryonalen Stammzellforschung 

nötig wäre, ist vor diesem hintergrund also grundsätzlich nicht vertrebar. 

Nun besitzt aber der prä-Embryo vor der Implantation in den uterus, wie 

er nach künstlichen Befruchtungen entsteht, gemäß verschiedenen rabbi-

nischen autoritäten einen Sonderstatus, da er sich einerseits außerhalb 

des mutterleibs befindet und dort sowieso nicht lebensfähig ist, und er 

sich andererseits auch eindeutig weniger als 40 tage entwickelt hat. 

kann ein solcher prä-Embryo nicht weiterverwendet werden, so kann ge-

mäß diesen autoritäten eine zerstörung religionsgesetzlich zulässig sein. 

folgt man der argumentationslinie, wonach der prä-Embryo außerhalb 

des mutterleibs einen Sonderstatus besitzt und nicht geschützt werden 

muss, weil eine Implantation in die mutter nicht mehr möglich ist, dann 

wäre es aus religionsgesetzlicher Sicht sicherlich besser, am prä-Embryo 

zu forschen und dadurch potentiell lebensrettenden Nutzen zu gewinnen 

als ihn bloß zu zerstören. 

zu diesem Schluss kommt auch das Bio-Ethics Advisory Committee  

der Israel Academy of Science and Humanities, dem neben Ärzten und  

juristen auch philosophen und rabbiner angehören. die kommission äu-

ßert zur Stammzellforschung zudem, dass aus ihrer Sicht auch die mög-

lichkeit in Betracht gezogen werden könne, durch therapeutisches klonen 

Stammzellen zu gewinnen, da beim nuklearen transfer nicht ein Embryo 

im herkömmlichen Sinne entstehen würde. die züchtung von Embryonen 

allein zu forschungszwecken ist jedoch religionsgesetzlich heiß diskutiert; 

ein argument, das angeführt wird, ist, dass kein Samen verschüttet wer-

viele rabbiner auch in ihrem hauptberuf mediziner gewesen sind. des-

wegen gibt es da auch wenig grundlage für ein Spannungsverhältnis 

zwischen theologie und Naturwissenschaft. 

Spezialisierte rabbinische Entscheidungsträger sind dazu in der lage,  

aus der tora – also aus den fünf Büchern mose und der rabbinischen 

literatur – antworten zu modernsten fragestellungen abzuleiten. die 

jüdische Ethik basiert dabei auf dem prinzip, dass menschliches leben 

heiligkeit sowie unantastbaren und unendlichen wert besitzt. deshalb 

muss menschliches leben grundsätzlich geschützt und respektiert wer-

den. aus jüdischer Sicht ist unbestritten, dass gemäß der tora dem men-

schen das recht und zum teil auch die pflicht zur heilung von krank-

heiten erteilt wurde. der Erwerb und die Erweiterung von wissen, wel-

ches der menschheit zur vermeidung und heilung von krankheiten dienen 

kann, werden von der jüdischen religion sogar verlangt. In der jüdischen 

tradition besteht dabei nicht die auffassung, dass Eingriffe des menschen 

in die natürlichen prozesse bedeuten, gott zu spielen. denn bereits im 

ersten kapitel der fünf Bücher mose wird der mensch von gott aufgefor-

dert, ihm als partner in der Schöpfung beizustehen und zu dienen. 

allerdings muss dieser dienst innerhalb vorgegebener leitlinien, die das 

jüdische gesetz umfassen, geschehen. der mensch zeichnet sich also 

dadurch aus, dass er von gott einerseits die fähigkeit zur Schöpferkraft, 

andererseits aber auch die möglichkeit und die pflicht zur zurückhaltung 

erhalten hat. 

das heißt, aus jüdischer Sicht ist die anwendung jeder neuen technologie 

potentieller Segen und fluch zugleich. Segen bedeutet sie, falls sie zum 

guten angewandt wird, zum fluch kann sie entgleiten, wenn sie durch 

verantwortungsloses machtgefühl missbraucht wird. und die aufgabe des 

rabbiners ist es, gemeinsam mit den Experten im feld genau diese ge-

wissensentscheidung immer wieder zu trainieren. 

zur Stammzellforschung aus Sicht des judentums möchte ich ganz kurz 

formulieren: das ungeborene leben besitzt im judentum nicht ab der 

Befruchtung volle rechte, abtreibungen können unter gewissen umstän-

den vorgenommen werden, allerdings immer nur dann, wenn lebens-

gefahr für die mutter besteht. Bis zur geburt wird der Embryo bzw. der 

fötus als teil der mutter und nicht als eigenständige person angesehen, 

weshalb das leben der schwangeren frau, falls es in gefahr ist, immer 

priorität vor dem ungeborenen leben des kindes besitzt. der fötus er-
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den soll – ein biblisches gebot –, auch nicht in form befruchteter Eizel-

len. das konservative judentum führt eher das argument an, dass zur 

gewinnung der Eizellen ein medikament benutzt werden muss, das po-

tentiell krebserregend wirkt, und dass dies unter dem gesichtspunkt des 

Schutzes mutter bedenklich sei. 

aber Sie sehen, die argumente sind durchaus auch medizinisch nachvoll-

ziehbar; natürlich versucht man, risiken für die mutter bei der gewin-

nung einer solchen Eizelle zu verhindern. 

trotz der bisher dargelegten auffassungen entspricht es wohl der mei-

nung vieler rabbinischer autoritäten, dass andere methoden der 

Stammzellenforschung als diejenige mit der Beteiligung überzähliger 

oder durch klonen hergestellter prä-Embryonen bevorzugt werden soll-

ten. aus religionsgesetzlicher Sicht bestehen weit weniger probleme mit 

der forschung an adulten Stammzellen oder an bereits vorhandenen zell-

linien. auch die forschung an Stammzellen, die aus abgetriebenen föten 

gewonnen werden, erscheint religionsgesetzlich wenig problematisch. 
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